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Mainz, 24.01.2014

Antrag 0236/2013/1 zur Sitzung Stadtrat am 06.02.2013

Antrag zum Einwohnerantrag zum Mainzer Rathaus ( CDU, SPD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP)

Der Stadirat moge beschlieBen:

1. Die BUrgerbeteiligung und Transparenz in dem im Einwohnerantrag genann-
ten Sinne sind sicherzustellen.

2. Die DurchfUGhrung eines Burgerentscheides kann derzeit nicht beschlossen
werden, da auch fur eine Entscheidung des Rates noch nicht alle vom Rat
erbetenen zusatzlichen Informationen vorliegen. Nach Vorlage und Bero-
tung aller erforderlichen Informationen wird der Stadtrat den Sachverhalt er-
neut aufrufen.

3. Die Initiatoren des Einwohnerantrags werden regelmdaBig alle zwei Monate in
Jour-Fixe-Terminen Uber den aktuellen Sachstand informiert.

4. Die Entscheidungen zu 1. und 2. sind mit der Begrundung &ffentlich zu mao-
chen.

Begrundung:

Die Anliegen des Einwohnerantrags werden von den Antrag stellenden Fraktionen
CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP ernst genommen und in die weitere
Arbeit einbezogen.

Zu 1. Die Birgerbeteiligung und Transparenz in dem im Einwohneranirag genann-
ten Sinne sind sicherzustellen.

Bereits am 05. Dezember 2012 hat der Mainzer Stadtrat auf Antrag der Fraktionen
CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP (Drucksache 1718/2012) den Prozess



der BUrgerbeteiligung eingeleitet. Der Beschluss sieht vor, dass die Burgerinnen und
BUrger bei der Entscheidung Uber die Zukunft des Mainzer Rathauses besonders
berUcksichtigt werden sollen.

Um dies sicherzustellen, ist die Stadtverwaltung beauftragt worden, BlUrgerveran-
stalfungen durchzufUhren. Insbesondere die Themen Finanzierung der Rathaussa-
nierung, Alternativen zu der Rathaussanierung und rechtliche Rahmenbedingun-
gen der Burgerbeteiligung sollen im Mittelpunkt dieser Veranstaltungen stehen. Zu
diesen offentlichen Veranstaltungen sollen externe Fachleute eingeladen werden.

Eine erste Veranstaltung dieser Art hat am 25. Januar 2013 stattgefunden. An die-
ser waren auch die Initiatoren des Einwohnerantrags als Referenten beteiligt. Eine
weitere BUrgerveranstaltung wird am 15. Marz 2013 stattfinden.

Mit der Veroffentlichung der Machbarkeitsstudie hat die Stadtverwaltung einen
ersten Schritt unternommen, um den Meinungsbildungsprozess Uber die Zukunft
des Mainzer Rathauses im Sinne der groBtmaoglichen Transparenz zu begleiten.

Dem Anliegen des Einwohnerantrags hinsichtlich gréBtmadglicher Transparenz und
BUrgerbeteiligung im Zuge der Entscheidungsfindung wird zugestimmt.

Zu 2. Die Durchfuhrung eines Burgerentscheides kann derzeit nicht beschlossen
werden, da auch fur eine Entscheidung des Rates noch nicht alle vom Rat erbete-
nen zusatzlichen Informationen vorliegen. Nach Vorlage und Beratung aller erfor-
derlichen Informationen wird der Stadtrat den Sachverhalt erneut aufrufen.

Neben der BUrgerbeteiligung hat der Stadtrat mit dem oben genannten Antrag
vom Dezember 2012 zugleich beschlossen, vor einem grundsatzlichen Beschluss zur
Frage der Sanierung ausreichend Zeit zu lassen, um Alternativen zu prufen, Anfor-
derungen zu kldren und Optimierungen einzuarbeiten.

Mit diesem Antrag hat der Stadtrat zum Ausdruck gebracht, dass fur ihn noch kei-
ne Entscheidungsreife Uber die Zukunft des Mainzer Rathauses gegeben ist. Viel-
mehr wurde eine Reihe von Prufauftrdgen beschlossen.

Erst wenn diese Auftrdge abgearbeitet sind, wird eine Meinungsbildung des Stadt-
rates moglich sein. Dann kénnte auch eine Frage fur einen Burgerentscheid formu-



liert werden. Dies ergibt sich aus §17 a Abs. 1 Satz 2 GemO, der bestimmt, dass im
Falle der DurchfUhrung eines BUrgerentscheides den BUrgerinnen und BUrgern die
von den Gemeindeorganen vertretenen Auffassungen Uber eine &ffentliche Be-
kanntmachung dargelegt werden mussen.

Des Weiteren sieht die Gemeindeordnung vor, dass die zu beantwortende Frage
bei einem BUrgerentscheid mit Ja oder Nein zu beantworten ist. Wie und wann im
Verlauf des Verfahrens eine solche Entscheidungsfrage sinnvoll eingebracht wer-
den kann, kann zur Zeit noch nicht beurteilt werden.

Aus den oben genannten Grunden kann der Stadtrat zum jetzigen Zeitpunkt kei-
nen Beschluss Uber die DurchfUhrung eines BuUrgentscheides treffen. Der Stadtrat
kann ebenso keinen ,,vorsorglichen” Beschluss zur DurchfUhrung eines BUrgerent-
scheides freffen, der einer spdteren Entscheidung, deren sachliche Grundlage zum
jetzigen Zeitpunkt nicht gegeben ist, vorgreift.

Der vorliegende gemeinsame Antrag, der das weitere Verfahren festlegen will,
sieht vor, dass nach Vorlage und Beratung aller erforderlichen Informationen der
Stadtrat den Sachverhalt eines BUrgerentscheides deshalb erneut aufrufen wird.

Zu 3. Die Initiatoren des Einwohneranirags werden regelmaBig alle zwei Monate in
Jour-Fix-Terminen uber den aktuellen Sachstand informiert.

Die Initiatoren des Einwohnerantrags haben mit ihrer Unterschriftenaktion gezeigt,
dass das Interesse der Bevolkerung an der Zukunft des Rathauses sehr groB ist, und
die BUrgerinnen und BUrger angemessen beteiligt werden wollen. Um eine gréBt-
maogliche Transparenz sicherzustellen und die Initiatoren Uber die Entwicklungen
auf dem Laufenden zu halten, werden diese regelmd@Big alle zwei Monate Uber
den aktuellen Sachstand informiert.

Hannsgeorg Schonig, CDU-Fraktionsvorsitzender
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Walter Koppius, FDP-Fraktionsvorsitzender



	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

